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ZEICHENERKLÄRUNG 
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 11 BauNVO) 

I' • WÄ •== I AllgemeinesWohngebiet(§ 4 BauNVO) 

Beschränkung der Zahl der Wohnungen(§ 9 abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

2 WO BeschränkUng auf 2 Wohnungen (2 WO) 
pro Wohngebäude im Baugebiet WA 

Maß der baulichen Nutzung(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB. § 16 BauNVO) 

0,3 

(§ 
Grundflachenzahl (§ 19 BauNVO) 

Geschoßflachenzahl (§ 20 BauNVO) 

Höhe baulicher Anlagen(§ 16 und 20 BauNVO) 

TH Traufhöhe als Höchstmaß 

Bauweise(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Offene Bauweise, nur Einzelhauser zulässig. 

Nutzungsschablone 

Baugebiet Höhe baulicher Anlagen 

Grundflächenzahl Geschossflächenzahl 

Bauweise Dachform I Dachneigung 



Überbaubare und nicht Oberbaubare GrundstOcksflächen. Baugrenzen 
( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB. § 23 BauNVO ) 

~ 
nicht Oberbaubare Grundstacksflädlen 

t:::::: ll ;;;~===- Oberbaubare Grundstacksflächen 
Baugrenze 

Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ) 

Firstrichtung des Hauptbaukörpers 

Verkehrsflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: 
- Mischverkehrsfläche -

Öffentliche Verkehrsfläche 

Gehweg 

Private Verkehrsfläche 

StOtzmauer mit max. Höhe (MH max.) 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 
GrOnanlagen als Bestandteil von Verkehrsanlagen 
(§ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) 



Mit Geh-. Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 

Leitungs-, Geh- und Fahrrecht 

Flächen für Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB) 
~----------i 

I Ga I 
I I 

Garagen 
L.---------.. 

Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen. Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB) 

Pflanzgebote ( § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

8000pfa0000'6 
0 ooooooooo8 

Pflanzgebote für flächenhafte Anpflanzungen 

Pflanzbindungen ( § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB ) 

Pflanzbindung für Bäume, Sträuchern und sonstige 
Bepflanzungen 

Pflanzbindung für Einzelbäume 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB) 

•••••••••••••• Grenze des räumlichen Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes 

Sonstige Festsetzungen ( Bauordnungsrechtliche Festsetzungen) 

SO Satteldach 

ON von 20° bis 30° Dachneigung von 20° bis 30° 

404,100 bestehende Straßenhöhen 

(391 ,44) geplante Straßenhöhen 

~ bestehende Gebäude 



TEXTTEIL 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden in Ergänzung der Eintragungen im Lage­
plan folgende Festsetzungen getroffen: 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 BauGB und BauNVO) 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1- 15 BauNVO) 

Allgemeine Wohngebiete CtfVA) (§ 4 BauNVO) 
ln den testgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind die Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 1 - 3 BauNVO zugelassen. 
Die als Ausnahmen autgefOhrten Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 - 5 BauNVO sind 
nicht Bestandtell des Bebauungsplans und somit nicht zulässig 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

Hinweis: Beschränkung der Zahl der höchstzulassigen Wohnungen in Wohn­
gebäuden (siehe Nr. 1.7 des Textteils). 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21 a BauNVO) 

2.1 Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO) 
(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone) 

2.2 Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) 
(siehe Eintrag in der Nutzungsschablone) 



2.3 Höhe baulicher Anlagen (HbA) (§§ 16 und§ 18 BauNVO) 

Traufhöhe (TH) 
Es giltfolgende Trauthöhenbegrenzung (gemessen vom festgelegtenGelande an der 
Bergseite bzw. Talseite bis zum Schnittpunkt Außenwand I Dachhaut): 
TH= bergseitig max. 4,00 m 

talseitig max. 6,00 m 

Das festgelegte Gelande darf nicht mehr als 1,0 m gegenOber dem natarlichen 
Ge lande aufgeschattet werden. 

3. Bauwelse (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
Entsprechend dem Planeinschrieb in der Nutzungsschablone. 

ffi Offene Bauweise, nur Einzelhauser zulassig (§ 22 Abs. 1 und 2 BauNVO) 

4. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und 23 BauNVO) 
Entsprechend Festlegung im Lageplan. 

Baugrenzen 
Die Gebaude sind mit Ausnahme von Garagen innerhalb der Abgrenzungen der 
Baugrenzen zu erstellen. Ausnahmsweise kann ein Vortreten von Gebaudeteilen 
Ober die festgelegte Baugrenze bis max. 1,0 m zugelassen werden, wobei die 
Summe der Vorbauten nicht mehr als 50% der zugehörigen Gebaudeseite und eine 
Gesamtlange von 5,0 m nicht Oberschreiten darf. Gebaudeteile unterhalb der fest­
gelegten Gelandeoberflache dOrfen die Baugrenzen Oberschreiten. 

5. Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
Maßgebend fOr die Stellung der baulichen Anlagen (Gebaudehauptrichtung und 
Hauptfirstrichtung) sind die entsprechenden Planeintragungen. 



6. Flächen fQr Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB, 
§ 12 BauNVO) 
Entlang der Unteren Burghalde sind Garagen nur innerhalb der festgesetzten 
Flächen oder innerhalb der Oberbaubaren Flächen zu errichten. 
Im Obrigen Plangebiet sind Garagen und Stellplätze im Rahmen der gesetzlichen 
Bestimmungen zulässig. Jedoch sind pro Gebäude nur max. 2 einzelund direkt 
anfahrbare Garagen oder Stellplätze zulässig. Sollen mehr als 2 Garagen oder 
Stellplätze angelegt werden, so dOrfen diese nur Ober eine gemeinsame Zufahrt von 
max. 6,00 m Breite anfahrbar sein. 
Garagen unterhalb der Geländeoberfläche sind generell zugelassen. 
Garagen mit Flachdach sind zu begrOnen. 

7. Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

2 WO Im Plangebiet ist die höchstzulässige Zahl der Wohnungen aus 
städtebaulichen Granden auf 2 Wohnungen pro Wohngebäude 
beschränkt. 

8. Verkehrsflächen, sowie Verkehrsflächen besonderer ZWeckbestimmung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
(siehe Festlegung im Lageplan) 

8.1 Mischverkehrsflächen: 
Die festgelegten Mischverkehrsflächen dienen dem Anlieger- und Fußgängerverkehr 
und können zur optischen Gliederung mit unterschiedlichen Belägen gestaltet 
werden. 

8.2 Verkehrsgranflächen 
Die ausgewiesenen Verkehrsgranflächen sind Bestandteil der Verkehrsanlagen. 



8.3 Zufahrtsverbot 
Entlang den Bereichen ohne Ein- und Ausfahrt sind VerkehrsanschlUsse fOr 
Krafttahrzeuge nicht zulässig. 

9. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Ir Die ausgewiesene private Verkehrsflache dient der Gemeinde zur Einlegung 
und Haltung von Ver- und Entsorgungsleitungen und -anlagen und ist 
entsprechend zu belasten. Das Recht darf auf Dritte Obertragen werden. 

gr+fr Private Verkehrsfläche 
Die ausgewiesene private Verl<ehrsflache dient zur Erschließung der 
westlichen Teile der angrenzenden GrundstOcke Untere Burggasse 40 (Fist.­
Nr. 13719), 42 (Fist-Nr. 137/8), 44 (Fist-Nr. 137/14) und Seestraße 33 (Fist­
Nr. 134/4). Auf dieser Flache gilt ein Geh- und Fahrrecht (gr und fr) fOr die hier 
aufgeführten GrundstOCke. Die privaten Verkehrsflächen sind mit 
wasserdurchlässiger Oberfläche (Rasengittersteinen, Rasenpflaster) 
herzustellen. 

10. Flächen für Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

10.1 Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

10.1.1 Pflanzbindungtor Einzelbäume 

Die ausgewiesenen Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Bei 
Abgang sind diese durch standortgerechte Bäume zu ersetzen. Empfohlen werden: 
Feldahorn, Hainbuche, Glockenapfel, etc .. 



1 0.1 .2 Flächenhafte Pflanzbindungen 

pfb 1 Auf den ausgewiesenen Flächen sind die freiwachsenden Hecken aus Ober­
wiegend heimischen standortgerechten Laubgehölzen dauerhaft zu 
erhalten und zu pflegen. Abgängige Sträucher sind durch standortgerechte 
Heister oder Sträucher zu ersetzen. Empfohlen werden: Feldahorn , Hainbu­
che, Weißdorn etc .. Im Bereich der ausgewiesenen Fläche fOr Pflanzbindun­
gen (pfb 1) sind Zufahrten und Wege in einer Breite von max. 6,0 m zulässig. 

pfb 2 Auf der ausgewiesenen Fläche ist die Baumgruppe aus Hainbuchen und 
Bergahornen dauerhaft zu erhalten und zu pflegen . Abgtlngige Sträucher und 
Bäume sind durch standortgerechte Bäume zu ersetzen. Empfohlen werden: 
Feldahorn, Bergahorn, Weißdorn, Hainbuche, etc .. 

10.2 Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

1 0.2.1 Pflanzgebote fOr Sträucher und sonstige Bepflanzungen 
pfg An den festgesetzten Stellen sind fre iwachsende Hecken mit einer Breite von 

2,50 maus heimischen, standortgerechten Arten zu pflanzen und dauerhaft 
zu unterhalten . Empfohlen werden : roter Hartriegel , Hasel, Liguster, etc .. Im 
Bereich der ausgewiesenen Fläche rur Pflanzgebote (pfg) sind Zufahrten und 
Wege in einer Breite von max. 6,0 m zultlssig. 

1 0.2.2 Pflanzgebote fOr Einzelbäume 
FOr jedes neue Wohngebäude ist ein einheimischer großkroniger Obsthochstamm 
oder Laubbaum auf dem BaugrundstOck zu pflanzen und zu unterhalten. Empfohlen 
werden: Feldahorn, Boskoop, Glockenapfel, etc .. 

Hinweise : 
Auf das Gutachten .Gronordnerischer Beitrag und Eingrilfs-Ausgleich-Bilanz• zum 
Bebauungsplan .untere Burghalde, Änderung im Bereich der FlurstOcke 134/4, 
137/6, 13719, 137110 und 137/14" vom 14.03.2003 (lnsb. die Pflanzlisten 1 - 5) 
durch das BOro Prof. Schmld-Treiber-Partner wird hingewiesen . 

11 . Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur 
Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Böschungen und StOtzmauem, die zum Ausgleich der Höhenunterschiede zwischen 
den Baugrundstocken und den öffentlichen Verkehrsflächen erforderlich sind, können 
auf den BaugrundstOcken angelegt werden und sind dort z u dulden . Ist in der Plan­
zeichnung nichts anderes festgesetzt , so gilt ein die öffentlichen Verkehrsflächen 
begleitender 2,0 m breiter Grundstocksstreifen als Fläche fOr die AufschOtlungen und 
Abgrabungen zum Ausgleich topographischer Unebenheiten. 
StOtzfundamente, die zum Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen zur 
Abgrenzung zwischen öffentlichen Verkehrsflächen und privaten GrundstOcksflächen 
erforderlich werden , sind auf den privaten GrundstOcksflächen bis zu einer Breite von 
0,50 m zu dulden. 

12. Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 
Nebenanlagen im Sinne von§ 14 Abs. 1 BauNVO sind nicht zulässig. 



II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
örtliche Bauvorschritten 
(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 74 LBO) 

1. Dachgestaltung (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

Dachform, Dachneigung 
SO Es sind nur Satteldächer, versetzte Satteldächer und einhOftige 

Dächer mit der in der Nutzungsschablone eingetragenen Dachneigung 
zulässig. 
Ausnahmsweise können andere Dachformen auf Erkern, Vorbauten 
und untergeordneten Zwischenbauten zugelassen werden. 

Garagen Garagen und Oberdeckte Stellplätze sind in Dachform und Dachnei­
gung dem jeweiligen Hauptgebäude anzupassen. DarOber hinaus 
können sie mit einem begranten Flachdach erstellt werden. 

1.2 Dachaufbauten und -einschnitte 
Dachaufbauten und -einschnitte sind nur bis zu einer Lange von max. 40 % der 
Lange des Hauptdaches zulässig. Auf jeder Dachflächenseite sind entweder nur 
Dacheinschnitte oder nur Dachaufbauten zulässig. 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO) 
Stellplatze und ihre Zufahrten sind mit wasserdurchlässiger Oberfläche (Rasengitter­
steinen oder Pflasterrasen etc.) herzustellen. 



3. Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Verslekern von Niederschlagswasser 
oder zum Verwenden von Brauchwasser, um die Abwasseranlagen zu entlas­
ten, Überschwemmungsgefahren zu vermeiden und den Wasserhaushalt zu 
schonen. (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 
Das anfallende Niederschlagswasser von versiegelten Flachen (Dacher, Hofraume, 
Zufahrten) auf privaten Grundstacken ist in Retentionszisternen zurOckzuhalten und 
zu sammeln oder Ober Versickerungsmulden oder einem Mulden-Rigolen-System zu 
versickern. 
Es ist im Einzelfall zu prOfen, ob eine Versickerung des Niederschlagswassers in 
Mulden, Rigolen oder Siekarschachten aufgrund der topografischen und geologi­
schen VerMitnisse möglich ist. Die Versickerung erfolgt Ober eine oder mehrere Mul­
den mit bewachsener Bodenzone von mindestens 30 cm starke in das Grundwasser. 
Ausnahmsweise kann bei ungünstigen UntergrundverMitnlssen das Niederschlags­
wasserauch Ober Mulden-Rigolen-Elemente gepuffert, teilweise versickert und 
gedrosselt Ober eine n Schacht mit Notabenauf dem Mischwasserkanal zugefahrt 
werden. Die Größe und Lage derVersickerungsmulden und Mulden-Rigolen-Sys­
teme ist entsprechend den anerkannten Regeln der Technik ingenieurmaßig zu 
bemessen. 
Aufgrund eventueller Einstauungen durch die Versickerung sind die Untergeschosse 
der neu zu errichtenden Gebaude wasserdicht auszufahren. Kupfer-, Zlnk- oder blei­
gedeckte Dachflachen sind durch Beschichtung oder in ahntich er Weise gegen Ver­
witterung zu behandeln, um Schadstoffeintrage in das Grundwasser zu vermeiden. 

4. Bodenaushub, Höhenlage der Baugrundstücke (§ 74 Abs. 3 LBO) 
Zur Vermeidung OberschOssigen Bodenaushubs darf die Höhenlage der Bau­
grundstOcke zur Verwendung des Aushubmaterials bis zu einer Höhe von 
max. 1,0 m gegenober dem nat0r1ichen Gelande aufgeschattet werden. GegenOber 
den öffentlichen Verkehrstlächen sind flache Böschungen anzulegen. Die AufschOt­
tungen sind gegenober den NachbargrundstOcken anzugleichen. 



111. Hinwelse 

1. Wasserwirtschaft 
Sofern durch neue Baumaßnahmen Grundwasser erschlossen wird, ist dies dem 
Landratsamt Böblingen - Wasserwirtschaftsamt- anzuzeigen. Gegebenenfalls muss 
zusätzlich zum Baugenehmigungsverfahren ein Wasserrechtsverfahren durchgeführt 
werden. 

2. Bodenschutz I Altlasten 
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes 
(BodSchG). insbesondere§ 4, wird hingewiesen. Bodenbelastungen sind nicht 
bekannt. Sollte dennoch bei Erdarbeiten belasteter Boden angetroffen werden, so ist 
unverzüglich das Landratsamt Böblingen zu benachrichtigen und die Arbeiten im 
betroffenen Bereich einzustellen. 

3. Denkmalschutz 
Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt werden. 
Diese sind unverzOglich dem Landesdenkmalamt oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktages nach der Anzeige 
in unverändertem Zustand zu halten, insofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder 
das Landesdenkmalamt mit einer Ver1<0rzung der Frist einverstanden ist. 

( § 20 Denkmalschutzgesetz ) 

4. Pflichten des Eigentümers ( § 126 Abs. 1 BauGB ) 
Der Eigentamer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen fOr 
Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper 
sowie Kennzeichen und Hinweisschildertor Erschließungsanlagen auf seinem 
GrundstOck zu dulden. 

5. Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen die örtlichen Bauvorschriften ( § 7 4 LBO ) werden als Ordnungswid­
rigkeit nach § 75 Abs. 2 und 3 LBO behandelt. 


